
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

PLBUA/IX/09 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses der Ge-
meinde Rosendahl am 20.05.2015 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, 
Hauptstraße 30, Rosendahl. 
 

Anwesend sind: 
 
Der stellvertretende Ausschussvorsitzende 
 
Deitert, Frederik       
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Eilmann, Dirk       
Eimers, Alfred    Vertreter für Herrn Leo Hemker 
Espelkott, Tobias       
Gövert, Hermann-Josef       
Kreutzfeldt, Klaus-Peter       
Steindorf, Ralf    Vertreter für Herrn Guido Lembeck 
Weber, Winfried       
Wigger, Bernhard       
 
Von der Verwaltung 
 
Niehues, Franz-Josef Bürgermeister    
Roters, Dorothea Fachbereichsleiterin    
Brodkorb, Anne Produktverantwortliche    
Musholt, Dorothea Produktverantwortliche bis TOP 5 ö.S. 
Wisner-Herrmann, Sabine Schriftführerin    
 
Als Gast zu TOP 5 ö.S. 
 
Grünewald, Klaus Dr. Fachanwalt für Verwal-

tungsrecht 
Baumeister Rechtsanwälte 
Münster 

 
Die Ratsmitglieder als Zuhörer 
 
Schulze Baek, Franz-Josef    bis TOP 5 ö.S. 
Söller, Hubert    bis TOP 7 ö.S. 
 
 

Es fehlen entschuldigt: 
 
Der Vorsitzende 
 
Lembeck, Guido       
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Hemker, Leo       
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Beratendes Mitglied gem. § 58 Abs. 1 Satz 11 GO NRW 
 
Förster, Richard       
 
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 20:35 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Der stellvertretende Ausschussvorsitzende Deitert begrüßt die Ausschussmitglieder, die Zu-
schauerinnen und Zuschauer, als Gast Herrn Dr. Grünewald, die Vertreterinnen und Vertre-
ter der Verwaltung sowie Herrn Wittenberg von der Allgemeinen Zeitung Coesfeld.  
 
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 
 
Es werden keine Anfragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 
 

 

 

2.1 Aufbau der Spielgeräte auf dem Spielplatz "Wördken"  im Ortsteil Holtwick - 

Herr Espelkott 
 
Ausschussmitglied Espelkott fragt, wann die Spielgeräte auf dem Spielplatz „Wörd-
ken“ im Ortsteil Holtwick wieder aufgebaut werden sollen.  
 
Fachbereichsleiterin Roters erklärt, dass dies in Absprache mit den Anwohnern in 
Kürze geschehen solle. Bauhofleiter Averesch habe mit den Anwohnern bereits dar-
über gesprochen. Aktuell sei Herr Averesch aber noch im Urlaub.   

 

 

 

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
Fachbereichsleiterin Roters berichtet über die Durchführung der Beschlüsse aus der 
öffentlichen Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 23. April 
2015.  
 
Der Bericht wird ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

4 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift gemäß § 24 Abs. 5 GeschO 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert fragt, ob es Einwendungen gegen 
die öffentliche Niederschrift über die Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltaus-
schusses am 23. April 2015 gibt.  
 

Da dieses nicht der Fall ist, fasst der Ausschuss folgenden Beschluss:  

 
Die öffentliche Niederschrift über die Sitzung des Planungs-, Bau- und Umwelt- 
ausschusses PLBUA/IX/08 am 23. April 2015 wird hiermit genehmigt.  
 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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5 Erörterung der Beitragserhebung für Wirtschaftswege im Gemeindegebiet im 

Rahmen der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kommunal-

abgabengesetz (KAG NRW) 

Vorlage: IX/211 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert verweist auf die Sitzungsvorlage 
IX/211 und bittet darum, Fragen an Herrn Dr. Grünewald zu richten, der als Fach-
anwalt für Verwaltungsrecht an der Erstellung der Coesfelder Beitragssatzung nach 
dem Kommunalabgabengesetz (KAG) beteiligt war.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber erklärt, dass er den Berechnungsfaktor für Waldgebie-
te in Höhe von 0,01 sowie die Festlegung der anrechenbaren Straßenbreite auf 3 m 
moniert habe, die ja offenbar in Anlehnung an die Coesfelder Beitragssatzung er-
folgt seien und bittet um Erläuterung.  
 
Dr. Grünewald erklärt, dass die Coesfelder Beitragssatzung nicht von ihm erfunden 
wurde, sondern auf lange Erfahrungen in Niedersachsen zurückgehe. Der dortige 
Städte- und Gemeindebund habe nach einem Gerichtsurteil des Oberverwaltungs-
gerichtes Lüneburg aus dem Jahr 1981 die entsprechende Regelung im Jahr 1982 
in seine Mustersatzung übernommen. In Nordrhein-Westfalen dagegen gebe es 
eine etwas eigenwillige Regelung. Aus diesem Grunde hätten viele Städte und Ge-
meinden lange Zeit auf eine Beitragserhebung verzichtet. Die in vielen Städten und 
Gemeinden eingetretene Haushaltssicherung verpflichte aber inzwischen dazu, bei 
Straßenausbauten Beiträge nach § 8 KAG zu erheben. Um den Ausbau von Wirt-
schaftswegen zu regeln, müsse zunächst festgestellt werden, was überhaupt ein 
Wirtschaftsweg sei. Herkömmlich seien Wirtschaftswege mit Interessentenwegen 
gleichgesetzt worden, erst später auch als Wege mit öffentlichem Interesse. Die 
anrechenbare Breite sei ein Durchschnittswert, der abhängig von den örtlichen Ver-
hältnissen sei. Mit einer Satzung solle eine generelle Regelung geschaffen werden, 
die nicht jeden erdenklichen Einzelfall abdecke. Für einen Einzelfall könnten Son-
derregelungen geschaffen werden.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber fragt, ob man somit für einen Wirtschaftsweg, der re-
gelmäßig von großen Maschinen befahren werde, eine Einzelfallregelung treffen 
könne und die Anlieger dann für einen 4 m breiten Wirtschaftsweg anteilige Kosten 
übernehmen müssten.  
 
Dr. Grünewald erklärt, dass der Gemeinde durch das Straßenbaubeitragsrecht die 
Möglichkeit gegeben werde, Anfang und Ende einer Straßenbaumaßnahme festzu-
legen. Wenn die Gemeinde dabei feststelle, dass die geltende Satzung nicht passe, 
könne die Maßnahme entweder an die geltende Satzung angepasst werden oder 
die Satzung müsse geändert werden.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber fragt noch einmal nach, ob es auch die Möglichkeit 
einer Einzelfallregelung innerhalb einer geltenden Satzung gebe.  
 
Dr. Grünewald antwortet, dass es bei der Festlegung von Straßenbreiten um 
Höchstbreiten gehe. Entweder müsse die Baumaßnahme an die Satzung angepasst 
werden oder eine Satzungsänderung vorgenommen werden bzw. könne auch eine 
Einzelfallregelung für diese spezielle Maßnahme getroffen werden.  
Zur Frage von Herrn Weber zu den Berechnungsfaktoren für Waldgrundstücke er-
klärt er, dass hier der Verteilungsmaßstab des § 8 des KAG zugrunde gelegt werde, 
der sich nach dem Vorteilsrecht oder Gebrauchswert des Grundstückes richte. Bei 
öffentlichen Straßen werde das häufig nach der Art der baulichen Nutzung festge-
legt. Bei den Wirtschaftswegen sei das schwieriger. Die Tiefenbegrenzung greife in 
der Regel nicht, da sich die Grundstücke der Anlieger meist nicht direkt an der Stra-



 
 

- 5 - 

ße bzw. am Wirtschaftsweg befinden. Er sei bei seinen Überlegungen auch hier 
wieder auf die Mustersatzung des niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes 
gestoßen. Hierbei werde vom Verkehr ausgegangen, der für die Nutzung eines 
Grundstückes erforderlich sei. Man gehe davon aus, dass Forstwirte einen Wirt-
schaftsweg nur für den Holzeinschlag nutzen. Besucher würden dabei nicht mitge-
rechnet. Insofern ergebe sich für Waldgrundstücke der niedrige Berechnungsfaktor 
von 0,01. Eine Besonderheit in Niedersachsen sei, dass eine Tiefenbegrenzung 
vom Oberverwaltungsgericht nicht für zulässig gehalten werde, anders als in Nord-
rhein-Westfalen. Die Tiefenbegrenzung müsse sich hier allerdings an der ortsübli-
chen Grundstücksgrenze orientieren. Der Gemeinderat als Ortsgesetzgeber habe 
somit ein Normermessen. Es gelte, mit der Satzung eine möglichst sichere Rege-
lung zu finden.  
 
Ausschussmitglied Espelkott fragt, ob nicht auch die hohe Tonnage von großen 
landwirtschaftlichen Fahrzeugen bei der Belastung und evtl. Beschädigung von 
Wirtschaftswegen eine Rolle spiele. 
 
Dr. Grünewald antwortet, dass dieses im § 9 des KAG geregelt werde. Hier werde 
die spezifische Nutzung dem Verursacher zugerechnet. Auch hierzu müsse man 
prüfen, mit welchem durchschnittlichen Standard ein Wirtschaftsweg ausgebaut 
werde. Wenn aus bestimmten Gründen ein stärkerer Ausbau gewünscht werde, 
müsse entweder die Gemeinde oder der betreffende Anlieger eintreten. Er führt hier 
das Beispiel eines Landwirtes an, der eine Biogasanlage auf seinem Grundstück 
errichten wolle. Die Gemeinde habe die Möglichkeit, ihr Einvernehmen für den Er-
halt der Baugenehmigung aufgrund des Ausbaustandards des zuführenden Wirt-
schaftsweges zu verweigern. Wenn seitens des Landwirtes unbedingt ein Ausbau 
des Wirtschaftsweges gewünscht werde, um die Baugenehmigung für die Biogasan-
lage zu erhalten, könne eine Mehrkostenvereinbarung mit der Gemeinde getroffen 
werden. Dabei würde der Landwirt dann die Kosten, die über dem normalen Aus-
baustandard liegen, tragen müssen.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber stellt fest, dass eine Satzungsregelung nie allen Bür-
gern gerecht werden könne. In der letzten Sitzung des Rates der Gemeinde Ro-
sendahl habe er daher vorgeschlagen, regelmäßig einen Beitrag von den Bürgern 
zu erheben, der zweckgebunden für den Straßenausbau sei, so dass bei einer an-
stehenden Straßenbaumaßnahme kein Bürger mehr mit großen Summen belastet 
werde.  
 
Dr. Grünewald antwortet, dass für die Erhebung solcher Beiträge die Zustimmung 
der Betroffenen oder eine gesetzliche Regelung erforderlich sei. Eine gesetzliche 
Regelung gebe es nicht und er gehe davon aus, dass die Zustimmung der Betroffe-
nen schwierig zu erhalten sei. Es gebe Fälle, in denen die Straßenreinigungsgebüh-
ren mit der Grundsteuer erhoben wurden, aber er glaube nicht, dass man darüber 
auch noch die Straßenbaubeiträge abrechnen könne. 
 
Fraktionsvorsitzender Weber entgegnet, dass dies doch Sache der Politik sei und er 
davon ausgehe, dass dadurch deutlich weniger Widerstand entstehe, als bei der 
aktuellen Regelung. 
 
Dr. Grünewald antwortet, dass Gemeinden ihre Ausgaben grundsätzlich nur durch 
Steuern sowie Beiträge und Entgelte regeln dürfen, er sei aber der Meinung, dass 
man Einzelfälle auf jeden Fall lösen könne.  
 
Ausschussmitglied Wigger fragt, wie die Beitragsberechnung für ein Grundstück 
erfolge, das von drei Straßen umgeben sei. Er fragt, ob hier auch die Eckgrund-
stücksregelung greife und ein Beitrag für alle drei Straßen erhoben werde.  
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Dr. Grünewald erklärt, dass hier die Satzungsregelung für zwei Straßen greife. Bei 
weiteren Straßen müsse die Billigkeit geprüft werden. Wenn entschieden werde, 
dass die Beitragserhebung für die dritte Straße nicht zumutbar ist, müssten die ent-
stehenden Kosten über die Gemeindekasse abgerechnet werden.  
 
Ausschussmitglied Wigger fragt weiter, wie es sich mit einem Grundstück verhalte, 
das rundherum von Wirtschaftswegen umgeben sei.  
 
Dr. Grünewald antwortet, dass hier der Grundsatz der Erschließung gelte. Beiträge 
seien nur dann zu zahlen, wenn man von der Erschließungsanlage auf das betref-
fende Grundstück fahren könne, d.h. es müsse eine Zufahrt zum Grundstück ge-
ben.  
 
Fraktionsvorsitzender Weber stellt die hypothetische Frage, was passiere, wenn an 
einen Wirtschaftsweg ein Bach angrenze und so die Zufahrt zum Grundstück ver-
hindert werde.  
 
Dr. Grünewald erklärt, dass man hier unterscheiden müsse, wem der Bach gehöre. 
Wenn er dem Grundstückseigentümer gehöre, liege das Hindernis beim Eigentü-
mer, der dieses dann nicht geltend machen könne. Werde der Bach nach dem Lan-
deswassergesetz eingestuft, sei der Landwirt Miteigentümer, der Bach somit Anlie-
gergrundstück und das weitere Grundstück des Landwirtes Hinterliegergrundstück. 
Ein Hinterliegergrundstück gelte aber nur dann als erschlossen, wenn es die Mög-
lichkeit gebe, über das Anliegergrundstück zu fahren.  
 
Ausschussmitglied Espelkott fragt, wie lange die KAG-Beitragssatzung der Stadt 
Coesfeld schon in Kraft sei und welche Erfahrungen es dort gebe.  
 
Dr. Grünewald antwortet, dass die KAG-Beitragssatzung der Stadt Coesfeld seit 
2014 in Kraft sei. Die KAG-Beitragssatzung der Stadt Lüdinghausen sei nach ähnli-
chem Muster und schon länger in Kraft. Dort seien auch schon Straßenbaumaß-
nahmen durchgeführt worden, die nach dieser Satzung abgerechnet wurden.  
 
Ausschussmitglied Espelkott fragt, wie eine Grundstücksfläche eingestuft werde, auf 
der eine Windenergieanlage (WEA) errichtet werde. Er fragt weiter, ob es sich dabei 
um eine Gewerbefläche handelt.  
 
Produktverantwortliche Brodkorb antwortet, dass mit den bisherigen Betreibern von 
WEA bereits Verträge geschlossen wurden, die die Kostenübernahme für die not-
wendige Erstellung bzw. den Ausbau von Wirtschaftswegen regeln. Ein gemeindli-
ches Einvernehmen für den Bau einer WEA werde nur erteilt, wenn die Erschlie-
ßungskosten von den Betreibern gezahlt werden.  
 
Ausschussmitglied Gövert verweist auf die Regelung, wonach für Grünland, Acker-
land und Gartenland ein Berechnungsfaktor von 0,03 zugrunde gelegt werden solle. 
Diese einheitliche Regelung scheine ihm nicht korrekt zu sein, da Ackerland doch 
wirtschaftlich bedeutend interessanter sei als einfaches Grün- oder Gartenland. 
Ackerland werde sicher auch häufiger befahren zwecks Einsaat, Düngung und Ern-
te.  
 
Dr. Grünewald antwortet, dass man beim Entwurf der Satzung davon ausgegangen 
sei, wo der Verkehr hingehe und man damit eine pauschalierende Regelung treffe. 
Einzelfallrechte könne man dabei nicht berücksichtigen. Das sei im gesamten Ab-
gaberecht so. Wenn der Gemeinderat das anders wünsche, habe er durchaus die 
Möglichkeit, weiter zu differenzieren. Er warne aber davor, weil das einen enormen 
Aufwand verursache.  
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Ausschussmitglied Gövert sieht bei der Nutzung der Waldflächen eine regelmäßige 
Nutzung, die nicht den Berechnungsfaktor von 0,01 rechtfertige.  
 
Dr. Grünewald ist der Ansicht, dass dieser Faktor durchaus gerechtfertigt sei. 
Selbstverständlich könne der Gemeinderat auch hier aktiv werden, aber eine Forst-
fläche könne auf keinen Fall mit einer Ackerfläche gleichgesetzt werden.  
 

Ausschussmitglied Espelkott stellt den Antrag, zukünftig bei jeder notwendigen 
Straßenbaumaßnahme im Außenbereich einen „runden Tisch“ einzurichten, an dem 
die Verwaltung, die Politik und die betroffenen Anlieger teilnehmen. Dabei könne 
man dann sehen, ob eine geplante Maßnahme mit der Satzung zu regeln sei. Das 
Ergebnis könnte man dann später dem Fachausschuss und dem Rat zur Entschei-
dung vorlegen.  
 
Dr. Grünewald rät davon ab, die Anlieger zu früh zu beteiligen. Zunächst werde 
doch von der Politik eine Straßenbaumaßnahme beschlossen. Erst danach könne 
festgestellt werden, ob es aufgrund der geltenden Satzung Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung gebe. Erst dann könne geprüft werden, ob man die Baumaßnahme an 
die Satzung anpasse oder Wünsche der Anlieger berücksichtige und über eine 
Sonderregelung oder Satzungsänderung entscheide. 
 
Fraktionsvorsitzender Weber warnt dringend davor, den Bürgern von Rosendahl 
den Eindruck zu vermitteln, dass für den Außenbereich eine „Extrawurst gebraten“ 
werde.  
 
Ausschussmitglied Espelkott erklärt, dass grundsätzlich immer erst die aktuelle Sat-
zungsregelung greifen müsse. Wenn aber die Frage aufkomme, ob ein Wirt-
schaftsweg statt der durchschnittlichen Breite von 3 m mit 4 m ausgebaut werden 
müsse, sollte es zu einer gemeinsamen Überlegung aller Beteiligten kommen.  
 
Fachbereichsleiterin Roters führt aus, dass dies im Grunde genommen das tägliche 
Geschäft der Verwaltung sei. Ab einem bestimmten Zeitpunkt im Verfahren würden 
die Anlieger auf jeden Fall beteiligt.  
 
Ausschussmitglied Espelkott weist darauf hin, dass er zuvor einen Antrag gestellt 
habe, über den abgestimmt werden müsse.  
 
Produktverantwortliche Brodkorb bietet an, auf jeden Fall in Zweifelsfällen ausführ-
lich vorzuberaten.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf sieht keine Notwendigkeit für den Antrag von Herrn 
Espelkott und der Gründung eines zusätzlichen Gremiums. Er schlägt vor, die Stra-
ßenbaubeitragssatzung zunächst in der jetzt verabschiedeten Form zur Anwendung 
zu bringen. 
 

Ausschussmitglied Espelkott zieht daraufhin den gestellten Antrag zurück. 
 
Stellvertretener Ausschussvorsitzender Deitert bedankt sich abschließend bei Dr. 
Grünewald für seine ausführliche Beratung und Erläuterung.  
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6 Errichtung von barrierefreien Wohnungen an der Straße "Lengers Kämpchen" 

im Ortsteil Osterwick 

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß § 36 Baugesetzbuch 

(BauGB) 

Vorlage: IX/215 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert verweist auf die Sitzungsvorlage 
IX/215.  
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf teilt mit, dass die CDU-Fraktion erfreut darüber sei, 
dass die Planer den Wünschen der Politik entgegen gekommen seien. Der Pla-
nungsvorschlag für das Bauvorhaben werde für gut befunden. Allerdings habe die 
CDU-Fraktion mehrheitlich beschlossen, dass der Passus 2 und 3 des Verwaltungs-
vorschlages gestrichen werden sollen. Die CDU-Fraktion wünsche, dass die gesam-
te Straße in einheitlicher Höhe verbleibe, um die Barrierefreiheit zu erhalten. Im 
Passus 4 solle nicht dezidiert die Errichtung eines Stabgitterzaunes vorgeschrieben 
werden, sondern auch ein anderer adäquater Ersatz sollte möglich sein.  
 
Ausschussmitglied Espelkott teilt mit, dass auch die WIR-Fraktion die Erhaltung des 
verkehrsberuhigten Bereiches gerade wegen des Schulweges und des Kindergar-
tens für sinnvoll halte.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt erklärt, dass auch die SPD-Fraktion weiterhin eine 
Spielstraße bzw. eine verkehrsberuhigte Zone favorisiere. Er moniert, dass in der 
Sitzungsvorlage keine Kosten angegeben wurden. Die Kosten für den zu errichten-
den Zaun müssten nach Nachbarschaftsrecht geteilt werden, so dass sie hier hätten 
angegeben werden müssen. 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert stellt fest, dass es offenbar Kon-
sens sei, den vorgegebenen Beschlussvorschlag dahingehend zu ändern, dass nur 
noch der Passus 4 des Verwaltungsvorschlages bestehen bleibe und der Begriff 
„oder ein anderer adäquater Ersatz“ hinter Stabgitterzaun eingefügt werde.  
 
Dem wird von den Ausschussmitgliedern zugestimmt.   
 

Der Ausschuss fasst sodann folgenden Beschluss:  

 
Das Einvernehmen gemäß § 36 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zur planungsrecht-
lichen Bauvoranfrage zur Errichtung eines Wohnhauses mit 12 Wohneinheiten auf 
dem Grundstück Gemarkung Osterwick Flur 15, Flurstück Nr. 664 wird auf Grundla-
ge der mit Schreiben vom 10.04.2015 beim Kreis Coesfeld eingereichten Unterlagen 
erteilt. Dieses Einvernehmen gilt für einen nachfolgenden Bauantrag nur, wenn kei-
ne Änderung an der Planung einschließlich der Anordnung der Stellplätze vorge-
nommen wird. Andernfalls ist der Bauantrag dem Ausschuss erneut vorzulegen. 
 
Zur Sicherung des Schulweges „Lengers Kämpchen“ wird Folgendes festgelegt: 
 
Um sicher zu stellen, dass PKW´s nicht rückwärts von dem Grundstück herunterfah-
ren, wird auf der Grundstücksgrenze mit Ausnahme der drei Grundstückszufahrten 
ein 80 cm hoher Stabgitterzaun oder ein adäquater Ersatz im Zuge des Ausbaues 
des Gehweges errichtet.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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7 48. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rosendahl für den 

Bereich der 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes "Eichenkamp 

II" im Ortsteil Osterwick 

hier: Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 Bauge-

setzbuch (BauGB) sowie Feststellungsbeschluss 

Vorlage: IX/214 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert verweist auf die Sitzungsvorlage 
IX/214.  
 

Der Ausschuss folgt dem Verwaltungsvorschlag und fasst folgende Beschlussemp-

fehlung für den Rat:  

 

Der der Sitzungsvorlage Nr. IX/214 zur Anlage I beigefügte Beschluss wird bestä-
tigt. 

Den der Sitzungsvorlage Nr. IX/214 zu den Anlagen II bis IV beigefügten Be-
schlussvorschlägen wird zugestimmt. 
 
Die 48. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rosendahl für den 
Bereich der 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes „Eichenkamp II“  
im Ortsteil Osterwick, bestehend aus Planzeichnungen, Erläuterungen und Begrün-
dung einschließlich Umweltbericht, wird festgestellt.  

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

 

8 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes "Nördlich der Gustav-Böcker-

Straße" im  Ortsteil Holtwick 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

Vorlage: IX/172 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert verweist auf die Sitzungsvorlage 
IX/172.  
 

Der Ausschuss folgt dem Verwaltungsvorschlag und fasst folgende Beschlussemp-

fehlung für den Rat:  

 
Das Verfahren zur 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes „Nördlich  
der Gustav-Böcker-Straße“ im Ortsteil Holtwick wird gemäß § 13 des Baugesetzbuches 
(BauGB) entsprechend dem der Sitzungsvorlage Nr. IX/172 beigefügten Entwurf,  
bestehend aus Satzungstext, Begründung und Planzeichnungen, durchgeführt. 
 
Dieser Beschluss ist gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 13 BauGB 
ortsüblich bekannt zu machen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

 

9 Benennung der Straßen im Baugebiet "Kortebrey II" im Ortsteil Darfeld 

Vorlage: IX/212 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert verweist auf die Sitzungsvorlage 
IX/212.  
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Ausschussmitglied Kreutzfeldt erklärt, dass die SPD-Fraktion mit der Benennung 
der Straße „Zur Vechte“ einverstanden sei, nicht aber mit der Benennung „Maria-
Droste-Straße“. Hier fehle ein Teil des Nachnamens nämlich „zu Vischering“. Es 
gebe in Deutschland eine Bogenschützin mit dem Namen Maria Droste, die hier 
aber sicher nicht gemeint sei. Um eine eindeutige Benennung zu erreichen, müsse 
man bei der Straßenbezeichnung den Namen komplett verwenden.  
 
Fachbereichsleiterin Roters antwortet, dass im Vorfeld hierzu ausführliche Gesprä-
che geführt und Überlegungen angestellt wurden. Graf Erbdroste selbst habe vor-
geschlagen, die Namensbezeichnung „Maria Droste“ zu verwenden. Auf Zusatz-
schildern solle die Namensbedeutung erläutert werden. Es sei ihr allerdings nicht 
bekannt gewesen, dass es eine Bogenschützin mit diesem Namen gebe. Sie 
schlage vor, zunächst den Beschluss über die Straßenbezeichnung zu fassen, 
danach aber noch eine rechtliche Prüfung über die Verwendung des Namens in 
die Wege zu leiten. 
 

Ausschussmitglied Kreutzfeldt stellt den Antrag, über die beiden Straßenbezeich-
nungen getrennt abzustimmen. 
 
Ausschussmitglied Espelkott schlägt vor, den Beschluss über den Straßennamen 
„Maria Droste“ sofort mit dem Zusatz zu fassen, dass die Verwaltung mit der rechtli-
chen Prüfung der Verwendung des Namens beauftragt werde. 
 
Fraktionsvorsitzender Steindorf erklärt, dass er kein Problem damit habe, den Be-
schlussvorschlag mit dem Auftrag einer rechtlichen Prüfung zu ergänzen und dem 
zustimmen werde.  
 
Ausschussmitglied Kreutzfeldt weist nochmals auf die Argumente der SPD-Fraktion 
hin, die gegen die Bezeichnung „Maria–Droste-Straße“ sprechen, wonach zum ei-
nen der Nachname „Vischering“ fehle und zum anderen eine lebende Person mit 
diesem Namen existiere.  
 
Ausschussmitglied Eimers weist auf das Wirken der seligen Schwester Maria Droste 
in Portugal hin. Hier sei sie nur unter diesem Namen bekannt gewesen. Zudem ge-
be es bereits im Ortsteil Holtwick eine Droste-Vischering-Straße. 
 
Stellvertretender Ausschussvorsitzender Deitert lässt sodann gemäß dem Antrag 
von Herrn Kreutzfeldt getrennt über die beiden Namensvorschläge abstimmen, wo-
bei die Namensgebung des ersten Vorschlages rechtlich geprüft werden soll.  
 

Der Ausschuss fasst sodann folgenden Beschluss:  

 
Die Erschließungsstraße im Baugebiet „Kortebrey II“ erhält die Bezeichnung „Maria 
Droste-Straße“. Die Namensgebung ist rechtlich zu prüfen. 
 
Abstimmungsergebnis:  8 Ja Stimmen 
     1 Nein Stimme 
 
Die Erschließungsstraße entlang der südlichen Plangebietsgrenze „Kortebrey II“ er-
hält die Bezeichnung „Zur Vechte“. 
 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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10 Mitteilungen 
 
Es werden keine Mitteilungen vorgetragen.  

 

 

 

11 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 
 

 

 

 

11.1 Geplante Instandhaltungsmaßnahmen an Straßen in Rosendahl - Herr Kramer 
 
Herr Kramer fragt, welche Instandhaltungsmaßnahmen an Straßen in Rosendahl 
noch in diesem Jahr geplant seien.  
 
Fachbereichsleiterin Roters erklärt, dass die Schleestraße in Holtwick die einzige 
Maßnahme sei, die nach KAG ausgebaut werde. Weitere Sanierungsmaßnahmen 
seien für die Ringstraße, die Alfred-Nobel-Straße und den Radweg an der Midlicher 
Straße vorgesehen. Auch kleinere Maßnahmen stünden an, die nicht dezidiert im 
Haushaltsplan aufgeführt seien.  

 

 

 

11.2 Verkehrsregelung im vorderen Bereich der Straße "Lengers Kämpchen" im 

Ortsteil Osterwick - Frau Homann 
 
Frau Homann fragt, ob im vorderen Bereich der Straße „Lengers Kämpchen“ an-
grenzend an ihren Neubau in der 30er-Zone weiterhin ein Hochbordgehweg geplant 
sei.  
 
Dies wird von Bürgermeister Niehues bestätigt.   

 

 
 

11.3 Verkehrsregelung an der Straße "Lengers Kämpchen" im Ortsteil Osterwick - 

Herr Löchtefeld 
 
Herr Löchtefeld  erklärt, dass man durch die neue Bebauung und die Einbahnstra-
ßenregelung an der Straße „Lengers Kämpchen“ immer mehr Verkehr am Kinder-
garten und am Altenheim vorbeischiebe. Seiner Ansicht nach wäre es besser, die 
Straße komplett in beide Richtungen zu öffnen und insgesamt als verkehrsberuhig-
ten Bereich auszuweisen.  
 
Bürgermeister Niehues weist auf die Enge der Straße hin. Dort sei kein Begeg-
nungsverkehr möglich. Die Einbahnstraßenregelung müsse bestehen bleiben. Zu-
dem sei zuvor vom Ausschuss der Beschluss für die Beibehaltung der jetzigen Ver-
kehrsregelung gefasst worden.  
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11.4 Pflege der Pflasterfläche um den "Kiepenkerl" herum vor dem Neubau der 

Arztpraxis Homann im Ortsteil Osterwick - Frau Everding 
 
Frau Everding fragt, wer sich um die Pflege der Pflasterfläche um den „Kiepenkerl“ 
herum vor dem Neubau der Arztpraxis Homann kümmere.  
 
Die Zuhörerin Frau Homann sagt zu, sich in nächster Zeit um die Pflege zu küm-
mern.  

 

 

 

11.5 Fortsetzung der Neubaumaßnahme an der Hautpstraße / Ecke Brink im Orts-

teil Osterwick - Frau Everding 
 
Frau Everding verweist auf die Auskunft in einer der letzten Sitzungen, dass der 
zweite Teil der Neubaumaßnahme erst nach vollständiger Vermarktung des ersten 
Bauabschnittes beginnen werde. Sie habe nun gesehen, dass ein Tank aus der 
Erde entfernt wurde und fragt ob der Rest des Tanks in der Erde verbleiben könne.  
 
Fachbereichsleiterin Roters erklärt, dass die Fortsetzung der Neubaumaßnahme in 
Kürze erfolge. Bei dem nun entfernten Tank handele es sich aber nicht um den 
Tank, der noch zur Hälfte unter dem Gehweg an der Hauptstraße liege.  

 

 

 

11.6 Standort der Straßenlampe im vorderen Bereich der Straße "Lengers Kämp-

chen" im Ortsteil Osterwick - Herr Löchtefeld 
 
Herr Löchtefeld fragt, ob die Straßenlampe im vorderen Bereich der Straße „Len-
gers Kämpchen“ nach der Fertigstellung des Neubaus der Arztpraxis Homann noch 
versetzt werde.  
 
Fachbereichsleiterin Roters sagt eine Beantwortung über das Protokoll zu. 
 
Antwort:   Eine Versetzung der Straßenlampe ist nicht geplant.  

 

 

 
 
 
 
 
 

Deitert 
Ausschussvorsitzende/r 

Wisner-Herrmann 
Schriftführer/in 
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